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Die Gewährung des Zugangs zu den Gasversorgungsnetzen ist im Sinne des § 20 Abs. 2 insbesondere
dann nicht zumutbar, wenn einem Gasversorgungsunternehmen wegen seiner im Rahmen von
Gaslieferverträgen eingegangenen unbedingten Zahlungsverpflichtungen ernsthafte wirtschaftliche und
finanzielle Schwierigkeiten entstehen würden. Auf Antrag des betroffenen Gasversorgungsunternehmens
entscheidet die Regulierungsbehörde, ob die vom Antragsteller nachzuweisenden Voraussetzungen des
Satzes 1 vorliegen. Die Prüfung richtet sich nach Artikel 48 der Richtlinie 2009/73/EG (ABl. L 211 vom
14.8.2009, S. 94). Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die bei der Prüfung nach Artikel
48 der Richtlinie 2009/73/EG anzuwendenden Verfahrensregeln festzulegen. In der Rechtsverordnung
nach Satz 4 kann vorgesehen werden, dass eine Entscheidung der Regulierungsbehörde, auch
abweichend von den Vorschriften dieses Gesetzes, ergehen kann, soweit dies in einer Entscheidung der
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vorgesehen ist.
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